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Antwort

der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Tobias Matthias Peterka, Martin Hess,
Dr. Christian Wirth, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD
— Drucksache 20/12907 —

Reisen von Fliichtlingen, Asylberechtigten und subsidiar Schutzberechtigten in
ihr Herkunftsland

Vorbemerkung der Fragesteller

Nach § 73 ff. des Asylgesetzes (AsylG) konnen Reisen von anerkannten
Fliichtlingen, Asylberechtigten und subsididr Schutzberechtigten in das Her-
kunftsland zu einer Widerrufspriifung des Schutzstatus und ggf. zu einem Wi-
derruf und einer Aufenthaltsbeendigung fiihren.

Eine Verpflichtung zur Meldung einer Reise in das Herkunftsland besteht
mangels gesetzlicher Regelung nicht (www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/D
E/EMN/Studien/wp84-reise-ins-hkl.html?view=renderPdfViewer&nn=28
2104, S. 21, abgerufen am 3. September 2024).

Fiir eine generelle behordliche Verhinderung von Reisen in die Herkunftslan-
der besteht keine Rechtsgrundlage und damit auch keine Méglichkeit der Ver-
sagung durch die Ausldanderbehorden. Die Untersagung der Ausreise kann nur
durch die Ausldnderbehorde erfolgen, z. B. wenn die betreffende Person nicht
im Besitz der fiir die Einreise in das Herkunfts- oder auch Nachbarland erfor-
derlichen Dokumente und Erlaubnisse ist (§ 46 Absatz 2 des Aufenthaltsgeset-
zes [AufenthG] in entsprechender Anwendung des § 10 des Passgesetzes
[PassG]) oder der Person ein Pass versagt (§ 7 Absatz 1 PassG) oder entzogen
(§ 8 PassG) wurde.

Das Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge (BAMF) wird erst nach der
Wiedereinreise nach Deutschland im Widerrufsverfahren titig (s. o.). Kennt-
nisse iiber solche Reisen werden durch andere Behdrden an das BAMF zur
Einleitung eines Widerrufsverfahrens weitergeleitet. In einer Mehrzahl der
Fille erlangt die Bundespolizei (BPOL) im Rahmen der Passkontrolle Kennt-
nis {iber eine Reise von Schutzberechtigten in ihr Herkunftsland und leitet
diese Erkenntnisse dann an das BAMF weiter (s. o., S. 31). Reist eine Person
nicht direkt iiber einen deutschen Flughafen in das Herkunftsland, sondern
iiber einen anderen Mitgliedstaat des Schengen-Raums, so erfolgt die Pass-
kontrolle nicht in Deutschland, sondern im jeweiligen Schengen-Staat (s. o.,
S. 32). Die deutschen Behdrden erfahren in diesem Fall nicht automatisch von
der Reise in das Herkunftsland (s. 0.). Die Weitergabe solcher Informationen
zwischen einzelnen Schengen-Staaten durch die jeweiligen Grenzpolizeibe-
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horden erfolgt iiber bilaterale Kooperationsvereinbarungen zwischen einzel-
nen Staaten und Behorden (s. 0.).

Bei der Priifung von Widerrufsgriinden im Falle von Reisen in das Herkunfts-
land oder Kontakten mit Behdrden des Herkunftslandes durch eine schutzbe-
rechtigte Person gilt es, drei Voraussetzungen zu beriicksichtigen: Der Fliicht-
ling muss bei der Unterschutzstellung in freier Willensentscheidung handeln
(Freiwilligkeit), in der Absicht handeln, sich mit seinen Handlungen erneut
dem Schutz des Staates seiner Staatsangehorigkeit zu unterstellen (Absicht)
und er muss diesen Schutz auch tatséchlich erhalten (erneute Inanspruchnah-
me).

Insgesamt ist fiir die Beurteilung, ob ein Widerrufsgrund vorliegt, entschei-
dend, dass die Riickkehr ,,nach ihrer Dauer, ihrem Anlass, der Art der Einreise
sowie dem Ort des Aufenthaltes Grund fiir die Annahme bieten, in ihr doku-
mentiere sich der Wegfall des Verfolgungsinteresses. Nicht ausreichend ist
deshalb etwa eine Riickkehr in das Heimatland zur Erfiillung einer sittlichen
Pflicht; auch bloBe sich nicht {iber ldngere Zeitrdume erstreckende Besuchs-
aufenthalte im Heimatland stellen noch keine Niederlassung dar” (Verwal-
tungsgericht [VG] Oldenburg, Urteil vom 19. Dezember 2011 - 11 A
2138/11). Als ,Erfiillung einer sittlichen Pflicht“ wird von der Rechtspre-
chung u. a. angesehen:

— EheschlieBung im Herkunftsland (Oberverwaltungsgericht Nordrhein-
Westfalen [OVG NRW], Urteil vom 6. Mérz 1990 — 18 A 10060/88),

— Teilnahme an einer Hochzeitsfeier von Familienangehorigen (VG Aachen,
Urteil vom 12. Februar 2016 — 7 K 1690/14.A),

— ,,Verwandten oder Freunden bei deren Flucht zu helfen” (Bundesverwal-
tungsgericht [BVerwG], Urteil vom 2. Dezember 1991 — 9 C 126/90, VG
Ko6ln, Urteil vom 11. Mérz 1983 —2 K 13729/81).

In diesen Fillen wird der Schutzstatus bei Reisen in das Herkunftsland nicht
widerrufen.

Der Bundesminister der Justiz Dr. Marco Buschmann schrieb nach dem Atten-
tat in Solingen auf Instagram: ,,Als Bund entziehen wir kiinftig Menschen, die
im Heimatland Urlaub machen, ihren Aufenthaltsstatus. In unserem Sicher-
heitspaket haben wir uns auf eine Reihe von Maflnahmen geeinigt, damit das
gelingt. Dazu gehdrt auch, dass wir als Bund kiinftig Menschen ihren Aufent-
haltsstatus entziehen, die ohne zwingenden Grund in ihr Heimatland reisen*
(www.instagram.com/marcobuschmann/p/C_cp_BOOyeV/). Ukrainer sollen
von der Regelung ausgeschlossen sein (www.tagesspiegel.de/politik/massnah
menpaket-nach-solingen-anschlag-bundesregierung-will-manchen-asylbewerb
ern-leistungen-streichen--und-heimaturlaub-verbieten-12279632.html).

1. Wie viele Widerrufsverfahren nach § 73 ff. AsylG gegen Fliichtlinge,
Asylberechtigte und subsididr Schutzberechtigte sind beim BAMF seit
2015 bis heute wegen Reisen in das Herkunftsland gefiihrt worden, gegen
welche Personen wurden diese Verfahren gefiihrt, und mit welchem Er-
gebnis (bitte nach Anzahl der Verfahren, Jahr, Geschlecht, Herkunftsland,
Schutzstatus, Angabe des Verfahrensstands und des Verfahrensausgangs,
Anteil der Verfahren, die gerichtlich entschieden wurden, sowie Angabe
der Rechtskraft aufschliisseln)?

Der Bundesregierung liegen hierzu keine statistischen Erkenntnisse vor. Die
Griinde, die zu einem Widerruf oder einer Riicknahme des Schutzstatus fiihren,
werden beim Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge (BAMF) statistisch
nicht erfasst.
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2. Wie hoch ist die Anzahl der Fille, in denen die BPOL in den Jahren von
2015 bis heute Kenntnis {iber eine Reise von Fliichtlingen, Asylberechtig-
ten und subsididr Schutzberechtigten in ihr Herkunftsland erlangt hat und
diese Erkenntnisse dann an das BAMF weitergeleitet hat (bitte nach An-
zahl der Verfahren, Jahr, Geschlecht, Herkunftsland, Schutzstatus auf-
schliisseln)?

Die Bundespolizei erhebt keine derart detaillierten statistischen Daten im Sinne
der Anfrage. Die im Ausland eingesetzten Verbindungsbeamten der Bundes-
polizei ibermitteln regelméBig allgemein gehaltene Erkenntnismitteilungen.

Aufgrund der Loschfrist der Vorgidnge im Vorgangsbearbeitungssystem besteht
kein Zugriff mehr auf Altvorgidnge. Auf Grund dessen konnte die riickwirkende
Auswertung erst seit dem 1. Januar 2023 erfolgen.

In Bezug auf Erkenntnisse zu Reisen von Schutzberechtigten in das Herkunfts-
land verzeichnete das Bundespolizeiprasidium im Zeitraum 1. Januar 2023 bis
20. September 2024 insgesamt 279 Mitteilungen der im Ausland eingesetzten
Bundespolizeibeamten. In Auswertung dieser Mitteilungen reisten insgesamt
429 Schutzberechtigte in ihr Heimatland. Herausragende Nationalitéten stellen
sich wie folgt dar:

172 Irak (davon 95 ménnliche und 54 weibliche Personen)
102 Syrien (davon 49 ménnliche und 37 weibliche Personen)

. 37 Afghanistan (davon 24 méannliche und 11 weibliche Personen)

11 Russland (davon 1 ménnliche und 4 weibliche Personen)

1
2
3
4. 31 Iran (davon 18 ménnliche und 10 weibliche Personen)
5
6. 11 Libyen (davon 5 ménnliche und 2 weibliche Personen)
7

10 Eritrea (davon 6 méinnliche und 4 weibliche Personen)

Der Differenzbetrag von der Gesamtanzahl zu den festgestellten méannlichen
und weiblichen Personen ergibt sich daraus, dass auch bereits fiir das Jahr 2023
Vorginge geldscht worden sind.

3. Welche Schlussfolgerungen fiir ihr eigenes Handeln zieht die Bundes-
regierung aus dem Umstand, dass es keine gesetzliche Verpflichtung zur
Meldung einer Reise in das Herkunftsland durch die betroffenen Fliichtlin-
ge, Asylberechtigten und subsididr Schutzberechtigten gibt (insbesondere
wird um Angabe gebeten, ob die Bundesregierung hier eine Gefahr des
Missbrauchs des Asylrechts sieht)?

Die Bundesregierung hat bereits im Rahmen des sogenannten Sicherheitspakets
eine entsprechende Formulierungshilfe zu einem Gesetzesentwurf erstellt, in
der auch eine Anzeigepflicht von Reisen in das Herkunftsland enthalten ist.
Diese Formulierungshilfe wurde inzwischen vom Kabinett beschlossen und be-
findet sich derzeit im parlamentarischen Verfahren.

4. Welche Kooperationsvereinbarungen wurden zwischen Deutschland und
den Schengen-Staaten abgeschlossen, die die Weitergabe von Informatio-
nen im Rahmen von Passkontrollen zwischen einzelnen Schengen-Staaten
durch die jeweiligen Grenzpolizeibehorden ermoglichen (bitte nach
Datum des Abschlusses, Bezeichnung der Vereinbarung, Vertragspartnern
und Verdffentlichung aufschliisseln)?

Zwischen Deutschland und den anderen Vertragsstaaten des Schengener Durch-
fiihrungsiibereinkommens bestehen keine Kooperationen im Sinne der Anfrage.



Drucksache 20/13283 —4 - Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode

5. Wie oft sind Reisen in Herkunftslinder von Gefliichteten, Asylberechtig-
ten und subsididr Schutzberechtigten seit 20215 bis heute durch die jewei-
ligen Grenzpolizeibehérden der Schengen-Staaten an deutsche Behdrden
gemeldet worden, welche Behorden waren involviert, und welche Her-
kunftslander waren Ziel der Reisen?

Die Bundespolizei erhebt keine statistischen Daten im Sinne der Fragestellung.

6. Welche Griinde sind nach Auffassung des Bundesjustizministers
Dr. Marco Buschmann zwingend und sollen nach Auffassung des Bundes-
justizministers eine Reise von Gefliichteten, Asylberechtigten und subsidi-
ar Schutzberechtigten in ihre Herkunftsldnder rechtfertigen, und inwiefern
soll sich die von Bundesjustizminister Dr. Marco Buschmann angekiindig-
te Entziehung des Aufenthaltsstatus bei ,,Menschen, die im Heimatland
Urlaub machen von der bereits geltenden Widerrufsregelung des § 73 ff.
AsylG unterscheiden?

Zwingende Griinde fiir eine Reise in den Herkunftsstaat konnen nach Auffas-
sung der Bundesregierung insbesondere in den Fallgruppen angenommen
werden, in denen die Reise der Erfiillung einer sittlichen Pflicht dient (vgl.
BVerwGE 89, 231 [235 f.]). Das kann etwa der Fall sein bei schweren Krank-
heits- oder Todesfillen von Familienangehdrigen.

Der Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der inneren Sicherheit und des
Asylsystems dient unter anderem der Klarstellung, dass Heimreisen von aner-
kannt Schutzberechtigten in der Regel zur Aberkennung des Schutzstatus fiih-
ren, da dieses Verhalten regelméBig im Widerspruch zur schutzauslésenden Ge-
fahrdung des Auslianders bei Riickkehr in den Heimatstaat steht. Um die Kennt-
niserlangung zukiinftig zu erleichtern und einer umfassenden Uberpriifung des
Vorliegens der Voraussetzungen der Asylberechtigung oder des internationalen
Schutzes nachkommen zu kdnnen, sind Ausldnder durch eine Anzeigepflicht
zukiinftig entsprechend zur Mitwirkung verpflichtet. Dariiber hinaus soll den
betroffenen Ausldndern nochmals verdeutlicht werden, dass eine Ausreise in
den Verfolgerstaat aufenthaltsrechtliche Konsequenzen hat.

7. Sind nach Auffassung des Bundesjustizministers die aktuell geltenden ge-
setzlichen Regelungen, insbesondere der § 73 ff. AsylG, ungeeignet, um
Gefliichteten, Asylberechtigten und subsididr Schutzberechtigten den Auf-
enthaltsstatus zu entziehen, wenn sie in ihre Herkunftsldnder reisen, wenn
nein, worin besteht dann die Neuerung in dem Vorschlag des Bundesjus-
tizministers (Entzichung des Aufenthaltsstatus bei ,,Menschen, die im Hei-
matland Urlaub machen®; vgl. Vorbemerkung der Fragesteller), und wenn
ja, warum ist der Bundesjustizminister der Auffassung, dass die bestehen-
den Gesetzesnormen ungeeignet sind, und worin besteht nach Auffassung
des Bundesjustizministers konkret eine Regelungsliicke?

Der Bundesminister der Justiz, Dr. Marco Buschmann, hat sich nicht dazu ge-
duBert, dass die §§ 73 ff. des Asylgesetzes (AsylG) ungeeignet seien. Die mit
dem Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der inneren Sicherheit und des
Asylsystems eingefithrten Regelungen zur Erleichterung der Kenntniserlan-
gung und Priifung des Bundesamtes fiir Migration und Fliichtlinge, ob die Vor-
aussetzungen fiir die Anerkennung des Schutzstatus nicht langer vorliegen bzw.
eine Anerkennung nicht ldnger gerechtfertigt sind, sind im Bundeskabinett am
9. September 2024 beschlossen worden. Im Ubrigen wird auf die Antwort zu
Frage 6 verwiesen.
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8. Was meint Bundesjustizminister Dr. Marco Buschmann mit seiner AuBe-
rung, dass Ukrainer von der Regelung, wonach der Bund kiinftig Men-
schen, die im Heimatland Urlaub machen, ihren Aufenthaltsstatus entzie-
hen will, ausgenommen sind (vgl. Vorbemerkung der Fragesteller)?

Ukrainerinnen und Ukrainer sind nicht speziell von den neuen Regelungen zu
Reisen anerkannt Schutzberechtigter in deren Herkunftsldnder ausgenommen,
vielmehr finden diese aufgrund der unterschiedlichen rechtlichen Einordnung
von Gefliichteten aus der Ukraine keine Anwendung auf diese.

Die geplanten Rechtsdnderungen adressieren Personen, die entweder nach Arti-
kel 16a des Grundgesetzes (GG) asylberechtigt sind oder denen die Fliicht-
lingseigenschaft zuerkannt wurde.

Fiir Ukrainerinnen und Ukrainer sowie Ausldnder mit Fliichtlingsschutz oder
Aufenthaltstiteln in der Ukraine erging stattdessen auf Ebene der Europédischen
Union die Entscheidung, befristet einen humanitidren Aufenthaltstitel zu ertei-
len, ohne dass zuvor ein Asylverfahren durchlaufen werden muss. Aufgrund
der Lage in der Ukraine hat der Rat der Europdischen Union am 4. Mérz 2022
einen Durchfiihrungsbeschluss zur Aufnahme von Vertriebenen nach Artikel 5
Absatz 1 der Richtlinie 2001/55/EG des Rates tiber Mindestnormen fiir die Ge-
wahrung voriibergehenden Schutzes (Massenzustromrichtlinie) getroffen. Da-
durch kommt § 24 des Aufenthaltsgesetzes zur Anwendung, welcher fiir Ukrai-
nerinnen und Ukrainer sowie fiir bestimmte Auslédnder mit Aufenthaltsrecht in
der Ukraine vor dem 24. Februar 2024 eine Aufenthaltsgewdhrung zum vor-
iibergehenden Schutz erlaubt. Diese Aufenthaltsgewidhrung ist nicht von den
gleichen Voraussetzungen abhingig, wie die Anerkennung als Asylberechtigter
nach dem Grundgesetz oder als Fliichtling nach dem Asylgesetz. Dementspre-
chend beriihren die Anderungen im Sicherheitspaket der Bunderegierung die
Rechtsstellung von Ukrainerinnen und Ukrainern nicht.

a) Ist damit gemeint, dass Widerrufsverfahren nach § 73 ff. AsylG bei
Reisen von Ukrainern in ihr Herkunftsland nicht zur Anwendung kom-
men sollen?

Das Widerrufsverfahren nach §§ 73 AsylG kommt in Bezug auf gefliichtete
Ukrainerinnen und Ukrainer, welche iliber einen Aufenthaltstitel aus § 24 des
Aufenthaltsgesetzes verfiigen, nicht zur Anwendung. Des Weiteren wird auch
auf die Antwort zu Frage 8 verwiesen.

b) Ist vom Bundesjustizministerium oder einem anderen Bundesministe-
rium eine entsprechende dienstliche Weisung an das BAMF ergangen
(wenn ja, bitte Datum und Bundesministerium nennen, das die Wei-
sung an das BAMF erteilt hat) oder zu erwarten, dass die Anwendung
des § 73 ff. AsylG fiir Ukrainer bei Reisen in ihr Herkunftsland ausge-
setzt wird, und wenn ja, auf welcher Rechtsgrundlage?

Es ist keine entsprechende dienstliche Weisung eines Bundesministeriums an
das Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge ergangen, da die §§ 73 ff. AsylG
in Bezug auf gefliichtete Ukrainerinnen und Ukrainer mit Aufenthaltstitel aus
§ 24 des Aufenthaltsgesetzes keine Anwendung finden. Des Weiteren wird auf
die Antwort zu Frage 8 verwiesen.
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c) Ist die Differenzierung zwischen Gefliichteten, Asylberechtigten und
subsididr Schutzberechtigten auf der einen Seite und Ukrainern auf der
anderen Seite im Zusammenhang mit den rechtlichen Folgen der Rei-
sen dieser Personengruppen in ihre Herkunftsldnder (vgl. Vorbemer-
kung der Fragesteller) aus Sicht der Bundesregierung bzw. des Bun-
desjustizministeriums mit Artikel 3 des Grundgesetzes (GG) verein-
bar, und wie wird diese Ungleichbehandlung aus Sicht der Bundes-
regierung bzw. des Bundesjustizministeriums gerechtfertigt?

Die unterschiedliche Rechtsstellung zwischen Asylsuchenden im Allgemeinen
und Gefliichteten aus der Ukraine ist mit Artikel 3 GG vereinbar. Sie folgt aus
einer Entscheidung der Europdischen Union, Gefliichteten aus der Ukraine auf
Basis der Massenzustromrichtlinie aufgrund der Lage in der Ukraine voriiber-
gehenden Schutz zu gewéhren. Hierdurch ergibt sich auch ein spezieller Auf-
enthaltstitel nach § 24 des Aufenthaltsgesetzes. Im Ubrigen wird auf die Ant-
wort zu Frage 8 verwiesen.



Vorabfassung - wird durch die lektorierte Version ersetzt.



Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co. KG, Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstralte 83—91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Koln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.bundesanzeiger-verlag.de
ISSN 0722-8333

1Z18S.18 UOIS.I8)\ 8LI8LIO{3| 8IP Y2inp PJiM - BUNSSBIGEION



	Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Tobias Matthias Peterka, Martin Hess, Dr. Christian Wirth, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD – Drucksache 20/12907 –
	Reisen von Flüchtlingen, Asylberechtigten und subsidiär Schutzberechtigten in ihr Herkunftsland
	Vorbemerkung der Fragesteller



